
Aus den G r ü n d e n :
Das Bezirksgericht hat bei seiner Entscheidung nicht 

beachtet,daß die vom Kläger behauptete Behinderung 
seiner gesellschaftspolitischen Betätigung eine schwere 
Eheverfehlung ist, die in ihrer Bedeutung die üblichen 
Eheverfehlungen übertrifft. Sie berührt mehr als andere 
Eheverfehlungen gesellschaftliche Interessen. Das Be­
zirksgericht durfte sich nicht mit der Feststellung be­
gnügen, daß durch den letzten ehelichen Verkehr im 
März 1951 das Verhalten der Verklagten verziehen sei. 
Ein nach einer Eheverfehlung stattgefundener ehelicher 
Verkehr läßt in der Regel zwar darauf schließen, daß 
Verzeihung Vorgelegen hat.

Dieser Schluß ist aber nicht zwingend. Gegen das 
Vorliegen einer Verzeihung sprachen die Aussagen des 
Zeugen S., der bekundete, daß er bis kurz vor Tren­
nung der Parteien, d. h. bis kurz vor dem 1. Mai 1951, 
vergeblich versucht habe, die Verklagte von der Not­
wendigkeit politischer Betätigung des Klägers zu über­
zeugen. Weiter spricht gegen das Vorliegen einer Ver­
zeihung der Umstand, daß die Verklagte nach der Aus­
sage des gleichen Zeugen im Februar oder März 1951 
zur Ehefrau des Zeugen geäußert hatte: „Ich muß mich 
jetzt politisch betätigen, um wegen meines Eheschei­
dungsprozesses keine Schwierigkeiten zu haben“. Das 
hätte sie nicht zu tun brauchen, wenn der Kläger ihr 
verziehen hätte.

Das Bezirksgericht hat wegen seiner Annahme der 
Verzeihung dem weiteren Vorbringen des Klägers keine 
Bedeutung beigemessen. So ist es nicht auf die Be­
hauptung des Klägers eingegangen, daß sich die Ver­
klagte in Beleidigungen hinsichtlich führender Staats­
männer der fortschrittlichen Länder ergangen habe. Es 
hat damit die Aufklärungspflicht nach § 139 ZPO ver­
letzt. Ebensowenig hat das Bezirksgericht die Aussage 
des Zeugen S. gewürdigt, wonach die Verklagte zu Sil­
vester 1950/51 geäußert habe, daß sie mit den politischen 
Auffassungen des Klägers niemals einverstanden sein 
könne.

Das Urteil des Bezirksgerichts hat somit das Gesetz 
verletzt, indem es der Eheverfehlung in Form der Be­
hinderung gesellschaftspolitischer Betätigung des Klä­
gers nicht genügend Bedeutung beimaß (§ 43 EheG), den 
§ 49 EheG formal angewendet hat, indem es ohne 
weiteres aus ehelichem Verkehr den Schluß der Ver­
zeihung zieht und indem der § 139 ZPO nicht beachtet 
worden ist.

Das Urteil wird daher aufgehoben und die Sache 
zur erneuten Verhandlung an das Bezirksgericht zu­
rückverwiesen. §

§ 58 EheG; §§ 1360, 1361 BGB.
1. In der Deutschen Demokratischen Republik hat 

grundsätzlich jeder Arbeitsfähige seine Arbeitskraft 
dem Aufbau und der Erfüllung des Wirtschaftsplanes 
zur Verfügung zu stellen. Die Tatsache, daß die geschie­
dene Ehefrau in Westdeutschland wohnt und dort 
wegen der herrschenden Arbeitslosigkeit keine Arbeit 
finden kann, begründet keinen Ausnahmefall, der den 
früheren Ehemann zur Unterhaltsgewährung ver­
pflichtet.

2. Auch §§ 1360, 1361 BGB sind mit neuem Inhalt an­
zuwenden. Es ist davon auszugehen, daß nicht nur der 
Mann für den Unterhalt der Frau zu sorgen hat, son­
dern daß beide Ehegatten gegenseitig zum Unterhalt 
verpflichtet sind. Leben sie getrennt, so hat grund­
sätzlich jeder Ehegatte durch eigene Erwerbstätigkeit 
für seinen Unterhalt zu sorgen.

OG, Urt. vom 30. März 1953 — 1 Zz 11/53.
Die Beteiligten waren miteinander verheiratet und wohnten 

ln Jugoslawien. Anfang 1945 wurde der Verklagte nach Z. 
dienstverpflichtet. Wenig später folgte ihm die Klägerin mit 
dem 1934 geborenen gemeinsamen Kind nach. Der Verklagte 
kam dann im Zuge der Dienstverpflichtung nach H. und kehrte 
nach dem Zusammenbruch nach Z. in der seinerzeitigen So­
wjetischen Besatzungszone zurück. Dort fand er seine Ehefrau 
und das Kind nicht mehr vor. Sie waren im Mai 1945 nach 
Jugoslawien zurückgekehrt. Der Verklagte wandte sich einer 
anderen Frau zu, lebte mit ihr wie in Ehegemeinschaft und 
zeugte drei Kinder.

Die Klägerin gelangte im Oktober 1946 im Zuge der Umsied­
lung der Deutschen mit ihrem Kind nach M. in Bayern.

Sie erhob im März 1949 beim Amtsgericht Z. Klage mit dem 
Antrag, den Verklagten zur Zahlung einer Unterhaltsrente in 
Höhe von monatlich 60,— DM ab 1. März 1949 zu verurteilen. 
Der Klageantrag wurde später auf 80,— DM erhöht.

Als Begründung führt sie an, daß sie seit dem 23. November 
1948 arbeitslos und auf Arbeitslosenunterstützung angewiesen 
sei. Außerdem sei sie seit Oktober 1949 nicht mehr voll arbeits­
fähig.

Diese Klage hat das Amtsgericht Z. abgewiesen. Im Urteil 
ist ausgeführt, daß die Klägerin den Verklagten im Mai 1945 
ohne Grund verlassen und daher letzten Endes selbst Anlaß 
gegeben habe, daß sich der Verklagte einer anderen Frau zu­
wandte. Als der Verklagte Ende 1947 den Aufenthalt der Klä­
gerin erfahren habe, sei nicht mehr an die Wiederherstellung 
einer Ehegemeinschaft zu denken gewesen. Die Klägerin habe 
unter diesen Umständen nicht mehr mit Unterhaltszahlung 
rechnen können. Jedenfalls sei ihre Rechtsverfolgung unter 
diesen Umständen schikanös (§ 226 BGB) und daher unzulässig.

Gegen dieses Urteil wandte sich die Klägerin mit der Be­
rufung. Sie beantragte die Verurteilung des Verklagten, an die 
Klägerin vom 1. März 1949 bis 20. Juli 1950 und vom 8. Oktober
1950 bis auf weiteres eine monatliche Unterhaltsrente von 
74,40 DM ira voraus zu zahlen, abzüglich 251,56 DM Krankengeld.

Der Verklagte beantragte Zurückweisung der Berufung.
Er führte u. a. aus, daß die Klägerin selbst für ihren Unter­

halt zu sorgen habe und daß die Ehe zwischen den Parteien 
am 6. Juni 1951 rechtskräftig geschieden worden sei. Er werde 
in Kürze seine Lebensgefährtin heiraten und seinen drei nicht­
ehelichen Kindern damit die Stellung ehelicher Kinder geben.

Das Landgericht hat dem Berufungsantrag entsprochen u id 
den Verklagten zur Unterhaltszahlung verurteilt. Es führt dazu 
aus, daß den Verklagten nach dem Scheidungsurteil ein Ver­
schulden an der Scheidung treffe. Aus § 58 EheG ergebe sich 
daher, daß der Klägerin vom Verklagten Unterhalt zu zahlen 
ist. Wenn auch auf Grund der Verfassung der Deutschen De­
mokratischen Republik für jeden Bürger die Pflicht bestehe, 
sich den Lebensunterhalt durch eigene Erwerbstätigkeit zu ver­
schaffen, so bestehe doch andererseits die Unterhaltspflicht des 
Mannes, wenn die Erträgnisse der Erwerbstätigkeit der Frau 
zum Unterhalt nicht ausreichen. Aus beigezogenen Bescheini­
gungen gehe hervor, daß der Klägerin keine Arbeit vermittelt 
werden könne. Die in Westdeutschland herrschende Arbeits­
losigkeit könne der Klägerin hinsichtlich der Gewährung des 
Unterhalts nicht zum Nachteil gereichen.

Gegen dieses Urteil des Landgerichts richtet sich der Kassa­
tionsantrag des Generalstaatsanwalts.

Aus den G r ü n d e n :
Der Antrag mußte Erfolg haben.
Das Landgericht hat bei der Anwendung des § 58 

EheG nicht beachtet, daß in der Deutschen Demokrati­
schen Republik grundsätzlich jeder Mensch, auch jede 
Frau, die Arbeitskraft dem Aufbau, der Erfüllung des 
Wirtschaftsplanes zur Verfügung zu stellen hat. Die 
Gleichberechtigung der Frau im Wirtschaftsleben gibt 
auch der Frau die Möglichkeit dazu. Diesen Grundsatz 
hat das Oberste Gericht bereits in seinem Urteil vom 
1. Dezember 1950 — 1 Zz 36/50 — (NJ 1951 S. 128, OGZ 
Bd. 1 Seite 65 ff.) ausgesprochen. Die Forderung, in 
einem Beruf zu arbeiten, kann unter besonderen Um­
ständen entfallen. Solche Umstände liegen bei der 
Klägerin nicht vor. Ihr Sohn war zur Zeit der Klage­
erhebung 15 und ist jetzt 19 Jahre alt, bedarf also keiner 
besonderen Fürsorge. Die Klägerin selbst war zur Zeit 
der Klageerhebung 42 und ist jetzt 46 Jahre alt. Nach 
einer Auskunft des Arbeitsamtes K. (Allgäu) vom 30. 
März 1950 ist die Klägerin trotz eines im Oktober 1949 
erlittenen Unfalls noch für leichte körpeUiche Arbeiten 
(Fabrik- und Heimarbeit) geeignet. Die Klägerin ist 
somit verpflichtet, ihren Unterhalt durch Erwerb aus 
eigener Arbeit zu bestreiten. Die Tatsache, daß die 
Klägerin in Westdeutschland wohnt und auf Grund der 
dort herrschenden Arbeitslosigkeit — als eines notwen­
digen Ausflusses kapitalistischer Wirtschaft — keine 
Arbeit finden kann, vermag keinen Ausnahmefall zu 
begründen, der den Verklagten zur Unterhaltsgewäh­
rung verpflichtet. Maßgebend für die Feststellung eines 
Ausnahmefalles können nur die Umstände sein, die für 
die Klägerin zu berücksichtigen wären, wenn sie ihren 
Wohnsitz im Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik hätte. Andernfalls läge es allein im Willen des 
Unterhaltsberechtigten, durch Verlegung des Wohnsitzes 
nach Westdeutschland und den damit verbundenen 
Verlust der sicheren Arbeitsmöglichkeit eine Unter­
haltsverpflichtung des anderen Teils zu begründen, die 
im Widerspruch zum Grundsatz der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau steht.

Das Landgericht hat bei seiner Entscheidung somit 
das Gesetz verletzt, weil es den § 58 EheG nicht richtig 
angewendet hat.

Das Landgericht hat weiter nicht beachtet, daß seiner 
Entscheidung der § 58 EheG nur insoweit zugrunde 
gelegt werden konnte, als Unterhalt für die Zeit seit 
rechtskräftiger Scheidung der Ehe — also seit 6. Juni
1951 _ gefordert wird. Für die Prüfung des für die 
Zeit vor der Scheidung geltend gemachten Anspruchs 
mußten die Bestimmungen über die Unterhaltsgewährung
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